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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juli 1961 

7 — 68030 — 6078/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Abs, 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen zur Gründung der EWG und der EAG vom 
27. Juli 1957 den 

Entwurf einer Verordnung zur Durchführung 
einer zweiten Erhebung über die Arbeiter- 
löhne in acht Industriezweigen der Länder 
der Gemeinschaft 

nebst Anlage und eine Aufzeichnung des Herrn Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung hierzu mit der Bitte 
um Kenntnisnahme. 

Die Kommission der EWG hat dem Rat am 10. Juli 1961 vor- 
geschlagen, er möge gemäß Artikel 213 des EWG-Vertrages 
die von ihr im Entwurf vorgelegte Verordnung erlassen. Der 
Entwurf wurde am 24. /25. Juli 1961 im Ministerrat behandelt 
und beschlossen. 

Die Bundesregierung hatte bereits in den Vorverhandlungen 
darauf hingewiesen, daß sie bei der Behandlung derartiger 
Vorlagen eine ausreichende Frist für die vorherige Unterrich- 
tung der gesetzgebenden Körperschaften der Bundesrepublik 
benötige. Die übrigen Mitgliedstaaten glaubten jedoch, wegen 
der Eilbedürftigkeit eine schnelle Entscheidung herbeiführen 
zu müssen. Da die Verordnung mit einfacher Mehrheit be- 
schlossen werden konnte, bestand keine Möglichkeit, die Be- 
handlung der Vorlage im Ministerrat zu verschieben. Bei der 
Abgabe der zustimmenden Erklärung der Bundesregierung auf 
der Ratstagung wurde aber zum Ausdruck gebracht, daß sie bei 
der Behandlung derartiger Vorlagen eine ausreichende Frist 
für die vorherige Unterrichtung der gesetzgebenden Körper- 
schaften haben muß. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck ; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Ho,ger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung Nr. . . . 
zur Durchführung einer Lohnerhebung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT, 

GESTÜTZT auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und insbesondere auf Artikel 213, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Kommission zur Er- 
füllung der ihr nach dem Vertrag, insbesondere 
nach den Artikeln 2, 3, 117, 118, 120, 122 und nach 
Abschnitt II des Protokolls über bestimmte Vorschrif- 
ten betreffend Frankreich obliegenden Aufgaben 
über die Lohnverhältnisse in den sechs Ländern der 
Gemeinschaft, und zwiar sowohl über die Arbeits- 
kosten als auch über die Arbeitnehmereinkommen, 
unterrichtet sein muß, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die in den sechs Ländern 
verfügbaren Statistiken keine brauchbare Ver- 
gleichsbasis darstellen und daß infolgedessen eine 
Erhebung an Hand einheitlicher Begriffsbestimmun- 
gen und nach einer einheitlichen Methode durchge- 
führt werden muß, 

IN DER ERWÄGUNG, daß in Durchführung der am 
25. August 1960 erlassenen und ,am 31. August 1960 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlichten Verordnung Nr. 10 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft eine erste Erhe- 
bung über die Lohnverhältnisse durchgeführt wurde, 
die sich auf die in 14 Industriezweigen ermittelten 
statistischen Daten für das Jahr .1959 erstreckte, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Kommission Aus- 
künfte über einige nicht von der ersten Erhebung 
erfaßte Industriezweige erhalten muß, die sich auf 
das Zahlenmaterial für das Jahr 1960 erstrecken, 
um den Bereich der statistischen Auskünfte zu er- 
weitern und so eine vollständigere und genauere 
Übersicht über die Arbeitskosten und Arbeitnehmer- 
einkommen innerhalb der Gemeinschaft zu erhalten, 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t-i k e 1 1 

Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer der im An- 
hang zu dieser Verordnung aufgeführten Industrie- 
zweige sind verpflichtet, auf der Grundlage des 
Zahlenmaterials der Buchhaltung für das volle Jahr 


1960 alle für die Ermittlung der Arbeitskosten (Ar- 
beiter und Angestellte) und des Einkommens der 
Arbeiter erforderlichen Auskünfte zu erteilen; das 
Nähere regeln die nachstehenden Bestimmungen. 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Unternehmen 
oder Niederlassungen, die im Jahresdurchschnitt 
1960 in Belgien, tin der Bundesrepublik Deutschland, 
in Frankreich, in Italien und in den Niederlanden 
mindestens fünfzig Arbeitnehmer und in Luxemburg 
mindestens zwanzig Arbeitnehmer beschäftigt ha- 
ben. 


Artikel 2 

Es sind zu erfassen: 

1. Die Lohnjkosten und die Lohnnebenk osten, ins- 
besondere die Arbeitgeberbeiträge zur sozia- 
len Sicherheit, die sonstigen sozialen Leistun- 
gen einschließlich der freiwillig gewährten 
Sozialleistungen sowie die Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Berufsausbildung von 
Arbeitnehmern; 

2. die Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur /so- 
zialen Sicherheit einschließlich der von den 
Arbeitgebern freiwillig übernommenen Bei- 
tragsanteile der Arbeitnehmer; 

3. die Zahl der in den Unternehmen oder Nieder- 
lassungen im Jahresdurchschnitt beschäftigten 
Arbeitnehmer; 

4. die geled stete Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
und die dafür gewährte Bezahlung. 


Artikel 3 

Die Auskünfte werden durch Fragebogen einge- 
holt, die von der Kommission unter Mitwirkung der 
Statistischen Ämter der Mitglieds taaten aufgestellt 
werden. 

Die Kommission bestimmt unter Mitwirkung der 
Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten die techni- 
schen Einzelheiten der Erhebung. Sie setzt ferner in 
der gleichen Weise den Zeitpunkt für Beginn und 
Abschluß der Erhebung sowie die Frist für die Be- 
antwortung der Fragebogen fest. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu beant- 
worten. 
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Artikel 4 

Die Kommission ersucht die Statistischen Ämter 
der Mitglieds taatein, die Auskünfte einzuholen und 
aufzubereiten. Die nach Industriezweigen geord- 
neten Gesamtergebnisse der Erhebung werden der 
Kommission, unter Ausschluß aller Einzelauskünfte, 
übermittelt. 

Artikel 5 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzel- 
auskünfte dürfen nur für statistische Zwecke ver- 
wendet werden. Ihre Verwendung «für steuerliche 
Zwecke und ihre Weitergabe an Dritte ist untersagt. 


Artikel 6 

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Durchführung der Erhebung die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche statistische Erhebungen. 


Artikel 7 

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten gehen zu Lasten der in den 
Haushaltsplänen der Europäischen Gemeinschaften 
für diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Durch den Rat 
Der Präsident 


N. B. 

Nach Artikel 191 tritt diese Verordnung am 20. Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften in Kraft. 
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Anlage 


Industriezweige 

1. Schokoladen-, Konfekt- und Keksindustrie 

2. Obst- und Gemüsekonserven-Industrie 

3. Nährmittel-Industrie 

4. Herstellung von Lederschuhen 

5. Sperrholz-Industrie 

6. Holzmöbel-Industrie 

7. Herstellung von Hohl- und Flachglas 

8. Feinmechanik und Optik 
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Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung zum Entwurf einer Verordnung zur Durchführung 
einer zweiten Erhebung über die Arbeiterlöhne in acht 
Industriezweigen der Länder der Gemeinschaft 


Zur Durchführung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik (Artikel 2, 3, 117, 118, 120, 122 und 
Protokoll über bestimmte Vorschriften betr. Frank- 
reich — Abschnitt II) benötigt die Kommission der 
EWG verbindliche und vergleichbare Angaben über 
die Lohnverhältnisse in den 6 Ländern der Ge- 
meinschaft, und war sowohl über die Arbeitskosten 
als auch über die Arbeitnehme reinkommen. Auf 
Grund des Artikels 213 des EWG-Vertrages kann 
die Kommission zur Erfüllung der ihr übertragenen 
Aufgaben alle erforderlichen Auskünfte einholen; 
der Rahmen und die nähere Maßgabe hierfür wer- 
den vom Rat gemäß den Bestimmungen des Vertra- 
ges festgelegt. Diese Rahmenbestimmungen sind in 
allgemeiner Form bisher vom Rat noch nicht erlas- 
sen worden. Im vorliegenden Falle soll die Rechts- 
grundlage für eine Erhebung durch eine besondere 
Verordnung geschaffen werden. Die Kommission 
hat bereits auf Grund der Verordnung Nr. 10 vom 
25. August 1960 Ende 1960/ Anfang 19bl eine erste 
Erhebung über die Arbeitskosten und Arbeitnehmer- 
einkommen in 14 Industriezweigen durchführen las- 
sen. Sie beabsichtigt jetzt, eine zweite Erhebung 
über die Arbeitskosten und Arbeitnehmereinkom- 
men in 8 anderen Industriezweigen der 6 Mitglied- 
staaten anzuordnen. 

Die Bundesregierung ist im Prinzip mit dieser Er- 
hebung einverstanden. Sie hat sich jedoch im Ein- 
klang mit den bei der Behandlung der Verordnung 
Nr. 10 vom Bundesrat geäußerten Bedenken in den 
bisherigen Verhandlungen erneut mit Nachdruck 
dafür eingesetzt, daß die Erhebung nicht durch eine 
Verordnung des Rates der Gemeinschaft, sondern 
in Form einer Richtlinie ungeordnet wird. Durch eine 
Richtlinie würde der Bundesregierung nur das Ziel 
vorgeschrieben, die Einzelheiten blieben innerstaat- 
licher Regelung Vorbehalten. Die Kommission und 
die anderen 5 Mitgliedstaaten sind den Argumen- 
ten der Bundesregierung nicht gefolgt. Sie haben 
sich für den Erlaß einer Verordnung der EWG aus- 


gesprochen. Der Wortlaut dieses Verordnungsent- 
wurfs is,t beigefügt. Die Verordnung wird voraus- 
sichtlich vom Ministerrat am 24./25, Juli d. J. ver- 
abschiedet werden. 

Durch die Erhebung sollen für das Jahr 1960 in 
einigen bisher noch nicht erfaßten Industriegruppen 
der Mitgliedstaaten außer den Löhnen die sogenann- 
ten Lohnnehenkosten ermittelt werden, d. h. insbe- 
sondere die Aufwendungen der Arbeitgeber für So- 
zialversicherungsbeiträge, für zusätzliche Leistun- 
gen bei Krankheit, Unfall, Invalidität, Tod und Al- 
ter, ferner für Zuschüsse zu Belegsdiaftseiinrichtun- 
gen, für ärztliche Betreuung, Berufsausbildung so- 
wie für Prämien und Gratifikationen. 

Die Verordnung legt den Kreis der Auskunfts- 
pflichtigen, das Programm und die Art der Erhebung 
fest. Die Erhebung erstreckt sich im allgemeinen 
nur auf Unternehmen mit mindestens 50 Arbeitneh- 
mern der in der Anlage zur Verordnung aufgeführ- 
ten Wirtschaftszweige. Die Durchführung und Auf- 
bereitung der Erhebung liegt bei den Statistischen 
Ämtern der Mitgliedstaaten. Diese teilen gemäß Ar- 
tikel 4 des Entwurfs der Kommission die nach In- 
dustriezweigen geordneten Gesamtergebnisse — un- 
ter Ausschluß aller Einzelauskünfte — mit. Diese 
Maßnahme dient der Sicherstellung des Geheiimhal- 
tungsprinzips (vgl. § 12 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 — 
BGBl. I S. 1314). Die durch die Statistik entstehen- 
den Kosten werden von der EWG-Kommission ge- 
tragen. Im Haushaltsplan des Statistischen Amtes 
der Europäischen Gemeinschaften für das Jahr 1960 
(Artikel 370, Posten 3702) werden für diese Erhe- 
bung Mittel in Höhe von 2,5 Mio belgischen Fran- 
ken ibe reitgestellt. 

Durch die von der EWG angeordnete Statistik 
entsteht keine Überschneidung mit der deutschen 
Lohnstatistik. 
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